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Ein Auszug

Als der Anschluss der Ukraine an den westlichen Block auf diplomatischem Wege nicht gelang, 
ging es nach einigen fragwürdigen politischen Intermezzos und Einmischungen in die 
innerstaatlichen Angelegenheiten des Landes subversiv mit der sogenannten Maidan-Bewegung 
weiter. Daran waren von vornherein nicht nur demokratisch-oppositionelle Kräfte beteiligt, 
sondern maßgeblich auch Nationalisten und ausländische Geheimdienste. Letzteres wurde publik 
durch ein abgehörtes Telefonat der EU-Beauftragten des US-Außenministers John Kerry, Victoria 
Nuland, mit dem US-Botschafter in Kiew, Geoffrey Pyatt.

Danach plante Washington bereits das Szenario für die Zeit nach dem lange vorbereiteten 
Staatsstreich und favorisierte seinen Günstling, den Oligarchen Arsenij Jazenjuk, der dann auch 
Ministerpräsident wurde. Seine Stiftung Open Ukraine pflegt intensive Beziehungen zum US-
Außenministerium und der NATO und wird von einflussreichen westlichen Organisationen 
gesponsert. Schon am 13. Dezember 2013 renommierte Victoria Nuland in Kiew damit, dass die 
USA mehr als fünf Milliarden Dollar für den Regime Change in der Ukraine investiert hätten, und 
der ultrakonservative Senator und ehemalige Präsidentschaftskandidat der Republikaner, John 
McCain, versicherte dem Vorsitzenden der rechtsextremen Swoboda-Partei, Oleg Tjagnibok, seine 
Unterstützung im Kampf gegen die rechtmäßige Regierung. Das kam in den westlichen Medien 
kaum zur Sprache, stattdessen kaprizierte man sich auf Nulands Ausspruch „Fuck the EU“.

Inzwischen hat der neue ukrainische Staatspräsident Petro Poroschenko das 
Assoziierungsabkommen mit der EU, durch das westliche Konzerne in erheblichem Umfang 
begünstigt werden, unterzeichnet.

Ausblick
Die USA sind kein Vorbild für Frieden und Freiheit. Seit mehr als einem halben Jahrhundert gehen 
von dort zerstörerische Ideologien und grauenhafte Kriege aus, die ihrem Gründungsanspruch, wie 
in der Unabhängigkeitserklärung von 1776 und in der Verfassung von 1787 niedergelegt, Hohn 
sprechen.

Europa hat sich diesem durch nichts gerechtfertigten Machtanspruch einhellig ergeben. Die 
USA können überall in der Welt in kürzester Zeit Krisen inszenieren, wie es gerade passt. Ob hier 
langfristige Pläne umgesetzt werden oder kurzfristiges Chaos den Interessengruppen dient – nach 
jedem dieser Schachzüge steht die Welt näher am Abgrund.

Spätestens nach dem 11. September 2001 ist eine Schranke der Rechtsstaatlichkeit gefallen. 
Die US-amerikanische Gesellschaft ist zerrüttet, ihre Regierung schon lange nicht mehr in der 
Lage, Wohlstand für die Mehrheit zu schaffen und Gerechtigkeit für alle möglich zu machen.

Unfassbar hohe Mordzahlen, ein gigantisches Drogenproblem, ein marodes, völlig überteuertes 
Gesundheitssystem, eine kaputte Infrastruktur, Schulen, die den Namen nicht verdienen, offener 
Rassismus, unkontrollierte Polizeigewalt, ganze Bevölkerungsschichten, die außerhalb der Armee 
kaum noch eine Perspektive haben – dies alles vor dem Hintergrund einer Staatsverschuldung, die 
niemals abgetragen werden kann. Ein Horrorszenario.

Man wünschte den USA Politiker, die den Mut hätten, das eigene Land als Interventionsfall zu 
erkennen, statt überall in der Welt Chaos und Unglück zu verbreiten. Und für die Staaten Europas 
wäre es an der Zeit, auf dem verhängnisvollen Weg in Krieg und Zerstörung einzuhalten, die 



Interessen der Bevölkerung in den Blick zu nehmen und ihre souveränen Rechte durch vernünftige 
Politik zu wahren.

Nur ein schöner Traum? Die kalten Krieger und die Profiteure des heißen Krieges könnten sich 
täuschen.


